
 
 
 
 
 

 

Medizinische Fakultät Carl Gustav Carus – Referat Lehre  

 

 

Belehrung über die Aufzeichnung von Lehrveranstaltungen 

 

 

Frau/Herr  .........................................................................................., 

 

 

 

wurde über folgende Punkte und rechtliche Aspekte belehrt: 

 

 Die methodische Aufbereitung eines Themas in Form von Lehrmaterial stellt ein 

urheberrechtlich geschütztes Werk dar (§2(2) UrhG). Daher stehen dem Dozenten die 

Verwertungsrechte zu – Aufzeichnungen (Foto-, Film und Tonaufnahmen) und deren 

Veröffentlichung bedürfen also seiner Zustimmung (§§15(2), 16, 106 ff. UrhG).  

 Foto-, Film und Tonaufnahmen einer Vorlesung berühren allgemeine 

Persönlichkeitsrechte aller Anwesenden. Bei Aufnahmen, die ohne Einwilligung des 

Betroffenen angefertigt werden, kann Unterlassung und Schadensersatz verlangt 

werden (§§823, 1004 BGB). Ferner gilt das Recht am eigenen Bild – weder Dozenten 

noch Kommilitonen müssen die ungefragte Anfertigung von Aufnahmen, auf denen 

sie zu sehen sind, dulden (§§22, 33 KUG).  

Zudem können Tonaufnahmen wegen der Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

strafbar sein. (§201 StGB) 

 Das Zeigen von Patientenaufnahmen bzw. -unterlagen in Vorlesungen ist von §33(2) 

SächsKHG abgedeckt – das Aufzeichnen (Fotografieren bzw. Filmen) dieser 

Aufnahmen in den Lehrveranstaltungen mit privaten Geräten der Anwesenden ist 

hingegen untersagt.  

 

Studenten dürfen Vorlesungsinhalte nur nach ausdrücklicher Erlaubnis der Dozenten 

fotografieren oder in anderer Form aufzeichnen.  

Dabei ist das Fotografieren / Filmen von personenbeziehbaren Patientendaten generell 

ausgeschlossen!  

 

 

 

 

................................     ..................................................... 

Datum       Unterschrift der/des Belehrten 

 



 

Auszug aus relevanten Gesetzestexten 

(als Anlage zur Belehrung über die Aufzeichnung von Lehrveranstaltungen) 

 

Urheberrechtsgesetz 

§ 2 Geschützte Werke 

… 

(2) Werke im Sinne dieses Gesetzes sind nur persönliche geistige Schöpfungen. 

 

§ 15 Allgemeines 

… 

(2) Der Urheber hat ferner das ausschließliche Recht, sein Werk in unkörperlicher Form öffentlich wiederzugeben  

     (Recht der öffentlichen Wiedergabe). Das Recht der öffentlichen Wiedergabe umfasst insbesondere  

1. das Vortrags-, Aufführungs- und Vorführungsrecht (§ 19), 

2. das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung (§ 19a), 

3. das Senderecht (§ 20), 

4. das Recht der Wiedergabe durch Bild- oder Tonträger (§ 21), 

5. das Recht der Wiedergabe von Funksendungen und von öffentlicher Zugänglichmachung (§ 22). 

… 

 

§ 16 Vervielfältigungsrecht 

(1) Das Vervielfältigungsrecht ist das Recht, Vervielfältigungsstücke des Werkes herzustellen, gleichviel ob vorübergehend oder 

dauerhaft, in welchem Verfahren und in welcher Zahl. 

(2) Eine Vervielfältigung ist auch die Übertragung des Werkes auf Vorrichtungen zur wiederholbaren Wiedergabe von Bild- oder 

Tonfolgen (Bild- oder Tonträger), gleichviel, ob es sich um die Aufnahme einer Wiedergabe des Werkes auf einen Bild- oder 

Tonträger oder um die Übertragung des Werkes von einem Bild- oder Tonträger auf einen anderen handelt. 

 

§ 106 Unerlaubte Verwertung urheberrechtlich geschützter Werke 

(1) Wer in anderen als den gesetzlich zugelassenen Fällen ohne Einwilligung des Berechtigten ein Werk oder eine Bearbeitung oder 

Umgestaltung eines Werkes vervielfältigt, verbreitet oder öffentlich wiedergibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

Kunsturhebergesetz 

§ 22 Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung gilt 

im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, dass er sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode des 

Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von 10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige im Sinne 

dieses Gesetzes sind der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die Kinder des Abgebildeten und, wenn weder ein 

Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten. 

 

§ 33 (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen den §§ 22, 23 ein Bildnis  

  verbreitet oder öffentlich zur Schau stellt. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

 

StGB 

§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt  

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt oder 

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt  

… 

2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöffentlich gesprochene Wort  

    eines anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt. 

Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist, berechtigte Interessen eines anderen zu 

beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher 

Interessen gemacht wird. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst 

besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2). 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) … 

 

BGB 

§ 823 Schadensersatzpflicht 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig … das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen 

zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach 

dem Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des 

Verschuldens ein. 

 

§ 1004 Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch 

(1) Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Besitzes beeinträchtigt, so kann der 

Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so 

kann der Eigentümer auf Unterlassung klagen. 

(2) Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet ist. 


